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Wieviel Steuern werden unſere Kinder 
zahlen müſſen? 


Bei dem rieſenhaften Anwachſen unſeres Budgets iſt 
es wohl an der Zeit, auch einmal an die Zukunft zu 
denken und zu ſehen, was wohl unſere Nachkommen 
einſt an Steuern werden aufbringen müſſen, wenn die 
Finanzverwaltung unſeres Staates nicht umkehrt zu dem 
früheren Syſtem. Eine ſolche Betrachtung wird viel 
Buhlen enthalten, und Zahlen find, das wiſſen wir 
wohl, für manchen Leſer ſehr unintereſſant, aber Zahlen 


beweiſen auch, und die Lehren, welche man aus ſolchen 


Zahlen zieht, laſſen ſich durch keine Sophiſtik fortdispu⸗ 
tiren. Deßhalb müſſen wir unſere Leſern bitten, uns 
heut einmal mit einiger Aufmerkſamkeit durch eine Reihe 
von Zahlen, von denen wir ſo wenig wie möglich anfüh⸗ 
ren wollen, zu folgen, das Reſultat der Betrachtungen 
wird ihnen zeigen, daß in ihnen die ernſte Lehre ent⸗ 
halten iſt, innezuhalten auf der Bahn der fortwährend 
ſteigenden Ausgaben. 

Vergleichen wir zunächſt, um einen Ausgangspunkt 
zu haben, das Budget vom Jahre 1849 mit den Vor⸗ 
anſchlag des Budgets für 1866. Damals betrugen die 
Staatsausgaben 94% Million Thaler“), für das Jahr 
1866 ſind fe bis auf 157 ½¼ Million veranſchlagt. Das 
ergiebt für 18 Jahre eine Steigerung von 67 Pro⸗ 
ent, während in derſelben Zeit die Bevölkerung 
bez Staates nur um 17 Proz. zugenommen hat. 
Welchen Einfluß dieſe Verſchiedenheit in der Steigerung 
auf die Laſt hat, welche der einzelne Bürger zu tragen 


hat, zeigt die Vergleichung der Durchſchnittsſummen, 


welche vor 18 Jahren auf den Kopf der Bevölkerung, 
reſp. auf die Familie kamen und welche heut auf den⸗ 
ſelben kommen. Im Jahre 1849 kamen auf den Kopf 
5% Thlr., d. h. auf die Familie 28% Thlr. Staats⸗ 
ausgaben, im Jahre 1866 kommen deren auf den 
Kopf 814, d. h. auf die Familie 41% Thlr. Das 
ergiebt eine Steigerung von 43½ Proz. 


*) Wir geben 


ier die Zahlen der Einfachheit wegen nur 
in möglichſt runden 95 8 


ſummen. B 


In dieſen wenigen Zahlen haben wir die Daten, 
um zu berechnen, was unſere Kinder in 18 Jahren an 
Steuern und Abgaben zahlen müſſen, wenn die Steige⸗ 
rung gleichmäßig weiter gehen würde. Es würde afs⸗ 
dann das Budget abermals um 67 Proz. geſtiegen ſein, 
während die Zunahme der Bevölkerung nur 17 Proz. 
betragen wird, und daraus würde ſich eine weitere Stei⸗ 
gerung der Laſten der Einzelnen um 43 ½ Proz. ergeben. 

Wir wollen dieſe Rechnung jetzt ausführen, aber wir 
werden ſpäter zeigen müſſen, daß das Budget, wenn 
möglich, noch höher jein wird, als es ſich aus jenen Rech⸗ 
nungen ergeben wird. 

Es wird danach im Jahre 1883 für den Fall, daß 
die Finanzverwaltung ganz in der bisherigen Weiſe fort⸗ 
geführt wird, das Budget auf etwa 283%. Millionen 
Thaler angewachſen ſein, während die Bevölkerung des 
preußiſchen Staates alsdann 22½ Millionen betragen 
wird. Es würden alſo alsdann die Staatsausgaben pro 
Kopf etwa 12% Thlr., d. h. pro Familie 61% Thlr. 
betragen, eine gewiß nicht allzu kleine Summe. 

Aber wir haben die Pflicht unferen Leſern zu zeigen, 
daß alsdann die Laſten, welche die Staatsbürger zu tra- 
gen haben werden, noch größer ſein werden. Wir haben 
das Budget pro 1883 zu „283% Millionen angenommen, 
indem wir eine der jetzt üblichen gleiche Steigerung vor⸗ 
ausgeſetzt haben. Wenn wir aber bedenken, daß ſich 
ſeit Jahren immer deutlicher das Bedürfniß herausge⸗ 
ſtellt hat, auch auf andern Gebieten als auf dem des 
Militär⸗Etats eine bedeutende Steigerung der Ausgaben 
eintreten zu laſſen, daß es mit jedem Jahre dringender 
wird, die Gehälter der Subalternbeamten und 
der Lehrer durchgehend zu verbeſſern, ſo wie 
auch den Sold der Unteroffi iere und Gemeinen 
zu erhöhen, ſo wird man 1 daß dadurch eine 
nicht geringe Steigerung der Ausgaben bedingt wird. 
Wir wollen hierbei ganz abſehen davon, daß die regel⸗ 
mäßigen jährlichen Ausgaben für die Marine wahr⸗ 
ſcheinlich in den nächſten achtzehn Jahren ſehr bedeutend 
ſteigen werden, weil wir wol mit Recht annehmen kön⸗ 
nen, daß ein Wachsthum des Militär⸗Etats in dem 
Umfange, wie dies in den letzten Jahren ſtattgefunden 


15 nicht eintreten wird, und daß deshalb Militär⸗ und 
arine⸗Etat zufämmen keine größere Steigerung zeigen 
werden, als in den vergangenen Jahren. Aber die 
Vermehrung der Ausgaben für die Erhöhung der Be⸗ 
amten⸗Gehalte, für die Solderhöhung der Gemeinen 
und der Unteroffiziere, fo wie die Ausgaben für wiſſen⸗ 
schaftliche Zwecke darf man wohl, in Hinblick auf die 
Verhandlungen in der vorigen Seſſion über dieſen 
Gegenſtand, auf etwa 16 bis 17 Millionen Thlr. 
annehmen) : 

Dadurch würde ſich der Etat für das Jahr 1883 
auf rund 300 Millionen Thlr. ge aber wir 
find leider damit noch nicht am Ende unterer Rechnung. 

Wir wiſſen aus den Angaben der Regierung, daß 
in den nächſten Jahren fehr bedeutende Mittel zu einer 
Vermehrung der Seemacht nothwendig ſind, dieſel⸗ 
ben belaufen ſich für die nächſten zehn Jahre außer den 
Ausgaben, die auf den laufenden Etat geſetzt werden, 
auf 50 Millionen Thaler. Hierzu kommt die Anlage 
eines Kriegshafens auf Rügen oder bei Danzig, den die 
Regierung ſelbſt bei der Errichtung eines Kriegshafens in 
Kiel wahrſcheinlich noch für wünſchenswerth halten, und der 
mit den Befeſtigungen etwa die Summe von 20 Mill. 
Thaleru koſten wird. Hierzu kommt die Summe von 
12½ Millionen, welche die Regierung zum Bau des Nord» 
Oſtſee⸗Kanals zuſteuern will und außerdem 8 Millionen 
für den Zweigkanal nach Kiel. Das find zuſammen in 
runder Summe 90 Millionen Thaler, die durch eine 
Anleihe aufgebracht und verzinſt werden müſſen. Rech⸗ 
net man, nach den augenblicklichen Geldverhältniſſen 
gewiß nicht zu ungünſtig, daß dieſe Anleihe ohne Kapi⸗ 
talsverluſt mit 4½ Y jährlichen Zinſen ca. 1% Til 
gung untergebracht werden kann, ſo ergiebt dies eine 
jährliche Belaſtung des Budgets mit 5½ Millionen. 
Wir würden alſo im Jahre 1883 ein Budget von 
305% Million Thlr. haben bei einer Einwohnerzahl von 
22½ Million, d. h. es kämen auf jeden Einwohner des 
Staates jährlich 15%, auf jede Familie jährlich 79 Thlr. 
Staatsausgaben. Wir denken, das iſt eine Mahnung, 
e auf dem betretenen Wege. 

an wird uns einwenden, daß wir die Budgetſtei⸗ 
gerung viel zu hoch angenommen hätten, es ſei nicht zu 
erwarten, daß die Vermehrung in demfelben Maße fort⸗ 
ſchreiten werde, als dies in den letzten Jahren ftattge- 
funden. Allerdings iſt dies nicht zu erwarten, es wird 
eben an der Unmöglichkeit ſcheitern, fo hohe Ausgaben 
aus den Einnahmen zu decken. Wir meinen aber, es 
ſei beſſer die Grundſätze der Finanzverwaltung zu ändern, 
jo lange man es noch freiwillig thun kann, als zu war⸗ 
ten bis die Noth dazu zwingt. Daß aber, wenn nicht 
eine gründliche Aenderung im Syſtem eintritt, unſere 
Annahmen für die Steigerung, wie ſie den jetzt geltenden 
Prinzipien nach eintreten muß, nicht zu hoch gegriffen 
ſind, das zeigt ein Blick auf die vielen und großen 
Summen, welche wahrſcheinlich ſchon in der nächſten 
Zeit für als ganz nothwendig bezeichnete Dinge gefordert 

*) Allein die Solderhöhung von täglich 1 Sgr. für die Ge 
meinen macht jährlich 2½ Millionen Thaler. 


werden. Wir nennen daneben nur die Erweiterung der 
Jeſtungen, den Umbau der Häfen unſerer Handelsſtädte 
an der Oſtſee, die Anlage von Chauſſeen, die Regu⸗ 
lirung der Ströme u. |. f. Das find alles Ausgaben, 
welche große Summen in Anſpruch nehmen, und wir 
wiſſen nicht, wie man ſie aus den laufenden Einnahmen 
decken will wenn man nicht die Ausgaben für das 
Militär ganz weſentlich vermindert und gleichzeitig 
durch Verringerung des ſtehenden Heeres die Steuer⸗ 
kraft des Landes erhöht. 
Politiſche Wochenſchan. 

Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat in der ver⸗ 
gangenen Woche mehrere Sitzungen gehalten. In der Sitzung 
am 8. d. M. legte der Handelsminiſter einen Gefetzentwurf, 
betreffend die Ausdehnung des Verkehrs der preu⸗ 
ßiſchen Bank auf nichtpreußiſche, deutſche Plätze, 
welcher ſich von dem im Vorjahre verworfenen nur dadurch 
unterſcheidet, daß die Theilnahme der Aktionäre bei der Bank 
um 5 Millionen Thlr. erweitert, der Reſervefonds aber auf 
30 Proc. beſchränkt werden ſoll. — Die Vorlage geht an 
die um 7 Mitglieder zu verſtärkende Handelskommiſſion. 

Es folgt darauf die Interpellation des Abg. Wachs⸗ 
muth, betreffend den Erlaß von einigen Verordnungen auf 
Grund des Art. 63 der Verfaſſung. Der Kriegsminiſter 
beantwortet die Interpellation, indem er den Nothſtand als 
durch internationale Verpflichtungen erzeugt, hinſtellt, und 
die baldige Vorlage der Verordnungen verſprach. 

Auf die Interpellation des Abg. v. Bonin wegen Vor⸗ 
legung eines Geſetzentwurfes, betreffend die Natural⸗ 
leiſtungen für die bewaffnete Macht während des 
Friedensſtandes und deren Vergütung, antwortete der Kriegs⸗ 
minifter, daß die Regierung das Dringliche der Angelegen⸗ 
heit erkenne, doch ſei zu den Vorarbeiten ſo viel Zeit erfor⸗ 
derlich, daß deren Beendigung noch vor Schluß dieſer Seſſton 


zweifelhaft ſei. 
1 0 D 


en Schluß der Sitzung bildete die Berathung über eine 
Petition des Berliner Arbeitervereins um Erlaß eines neuen, 
den Anforderungen der Gegenwart entſprechenden und allen 
Staatsbürgern gleiche Rechte gewährenden Paßgeſetzes. 
Das Haus überwies die Petition dem Miniſterium zur Be⸗ 
rückſichtigung. , 

In den beiden Sitzungen, welche das Abgeordnetenhaus 
am 9. und 10 d. M. hielt, beſchäftigte es ſich mit dem An⸗ 
trag des Abg. Hoverbeck und Genoſſen, welcher einen Pro- 
teſt gegen den Plenarbeſchluß des Obertribunals über die 
Auslegung des Artikel 84 der Verfaſſung ausspricht. Der 
Raum unſeres Blattes geftattet uns leider nicht, dieſe fo 
intereſſanten Verhandlungen in ihrer ganzen Ausführlichkeit 
zu geben, und da wir fürchten müſſen, den Eindruck, welchen 
ſie machen, durch eine zu große Verſtümmelung des Berichts 
abzuſchwächen, ſo begnügen wir uns hier damit, nur das Ne 
ſultat, die Annahme des Antrages mit 263 gegen 35 Stim⸗ 
men, mitzutheilen, beſprechen aber dieſe Angelegenheit in einem 
beſonderen Artikel unſeres Blattes noch einmal ausführlich. 
Die Verhandlungen ſelbſt werden dem geſammten Volke 
durch eine ſehr 10 Ausgabe derſelben zugänglich gemacht 
werden, und hoffentlich finden ſie die allgemeinſte Verbreitung. 

In der Sitzung am 13. d. M. legte der Handels⸗ 
miniſter zwei Geſetz⸗Entwürfe vor. Der erfte betrifft die 
Aufhebung der $$ 181, 182 und 183 der Gewerbe⸗ 
Ordnung, der zweite die Aufhebung des Einzugs⸗ 
gel des. Beide Geſetzentwürfe werden einer beſonderen Kom ⸗ 
miſſton zur Berathung überwieſen. 


Das Haus nahm darauf einen 8 0 auf Einſtellung 
des gerichtlichen Verfahrens gegen den Abg. Duncker an. 
Nur die Konſervativen ftimmten dagegen. Es folgte darauf 
die Berathung über den Antrag des Abg. Jung, betreffend 
das Miniſterialreſkript über die Wiederentziehung des 
bereits ertheilten Berechtigungsſcheines zum einjäh- 
rig⸗freiwilligen Dienſte. Referent Stavenhagen 
beleuchtete ausführiich die Art, wie die Militäraushebung 
vor ſich geht, und wie nothwendig der Erlaß eines Rekru⸗ 
tirungsgeſetzes ſei. Er empfiehlt dem Haufe folgenden 
Antrag: „Das Haus möge erklären: Das am 11. Juni 
erlaſſene Reſtript des Miniſters des Krieges und des Innern, 
wonach den oberen Provinzial⸗Behörden das Recht eingeräumt 
wird, ſolchen Militärpflichtigen, die bereits im Befige des 
Berechtigungsſcheins zum einjährigen Militärdienſte. find, letz⸗ 
teren wiederum zu entziehen, enthält Beſtimmungen, die nur 
auf dem Wege der Geſetzgebung feſtgeſtellt werden konnten, 
und iſt deshalb unverbindlich.“ — Nach längerer Diskuſſion 
wird beſchloſſen, den Antrag nochmals an die Kommiſ⸗ 
ſion zu verweiſen. 

Der Kriegsminiſter überreicht darauf die unter dem 
6. Januar für das 11 1 Geſetze zur nach; 
träglichen verfaſſungsmäßigen Zuſtimmung. = 

sie 970 AL ſich darauf noch mit einigen Petitionen. 


Das Herrenhaus hielt am 8. d. Mts. eine Sitzung. 


eine Aenderung in der Geſchäftsordnung be⸗ 
ſcloſſen worden, überreichte der Handelsminiſter einen 
Geſetzentwurf, betreffend die Erwerbs- und wirthſch aft⸗ 
lichen Genoſſenſchaften, von denen bereite etwa 400 
mit zahlreichen Mitgliedern beſtehen, aber ohne daß ſie das 
Recht hätten, Geſchäfte als Verein zu machen, da ſie weder 
in die Kategorie der eee noch der ſtillen 
Genoſſenſchaften fielen. Das bezweckt, nach den Ausfüh⸗ 
rungen des Minifters, der Geſetzentwurf, durch den auch 
zugleich bezweckt werde, möglichen Mißbrauch zu hindern. 
Außerdem legte er einen Geſetz⸗Entwurf vor, welcher ein Theil 
der im vorigen Jahre berathenen Wege⸗Ordnung iſt. 

Von den Kommiſſionsberathungen der vorigen Woche 
ſind beſonders die der Budget⸗Kommiſſion zu beachten. 
In einer derſelben verlas der Abg. Virchow den erſten 
Theil ſeines Vorberichts, der eine hiſtoriſche Darſtellung 
der Entwickelung der Lage des Budgets mit Rückſicht auf 
die Entſtehung des Verfaſſungskonflikts enthält. Die Anträge, 
welche in dieſem Vorbericht geſtellt werden, ſtehen in enger Ver⸗ 
bindung mit den im vorigen Jahre beſchloſſenen Reſolutionen bei 
Gelegenheit der Debatte über den Generalbericht der Budgetkomiſ⸗ 
ſion. In Beziehung auf die verfaſſungsmäßige Budgetbehandlung 
wird die Pflicht der Staatsregierung zur rechtzeitigen Vorle⸗ 
gung des Etatsgeſetzes, die, Verantwortlichkeit der Staatsre⸗ 

ierung für das Zustandekommen eines Etatsgeſetzes über⸗ 
aupt, und die civilrechtliche, aus Art. 104, und die ſtraf⸗ 
rechtliche, aus Art. 61 der Verf. ſich ergebende Verantwort- 
lichkeit der Miniſter bei einer Verwaltung ohne Etatsgeſetz 
betont. — In Bezug auf den Antheil, den die Faktoren der 
eſetzgebenden Gewalt an der Feſtſtellung des Etategeſetzes 
gaben, wird namentlich die Pflicht der Regierung konſtatirt, 
mit dem Abgeoronetenhaufe den Etatsentwurf zu vereinbaren 
und feine Annahme im Herrenhauſe zu vertreten. Für den 
Fall, daß die Vereinbarung mit dem Abgeordnetenhauſe nicht 
zu Stande komme, habe die Regierung entweder den Etats⸗ 
entwurf zurückzuziehen und umzuarbeiten, oder die Auflöſung 
und Neuwahl des Abgeordnetenhauſes, oder eine Aenderung 
im Miniſterium zu veranlaſſen. Gegenüber der in voriger 
Seſfion vom Finanzminiſter aufgeftellten Budgettheorie, wird 
der Regierung die Pflicht zugeſprochen, ein von beiden Häu- 


ſern des Landtages anzenommenes Budgetgeſetz dene Könige 
zur Vollziehung vorzulegen und bei ihm zu vertreten. — 
Schließlich werden die im vorigen Jahre beſchloffenen Refo- 
lutionen im Weſentlichen wiederholt. 

Der Abg. Tweſten hat einen ausführlich motivirten 
Antrag auf Verwerfung des Budgets geftellt. 


Die Erklärung des ben ee vom 
10. Februar. — 

Bekanntlich bat der höchſte Gerichtshof des Landes, hat 
das Königliche Obertribunal am 29. Januar d. J. dem Ar⸗ 
tikel 84 der Verfaſſung die neue Auslegung gegeben, daß die 
Abgeordneten wegen ihrer Reden im Abgeordnetenhauſe auch 
von den Gerichten des Landes zur Rechenſchaft ezogen und 
demnächſt zu Geld⸗ und Gefängnißſtrafe verurtheilt werden 
können. Diefer Artikel lautet wörtlich: 

„Sie (die Mitglieder des Abgeordneten und des Herren⸗ 
hauſes) können für ihre Abſtimmungen in der Kam⸗ 
mer niemals, für ihre darin ausgeſprochenen 
Meinungen nur innerhalb der Kammer auf 
den Grund der Geſchäftsordnung (Art. 78) zur Re⸗ 
chenſchaft gezogen werden. 

Bisher hatte kein einziger Gerichtshof des Landes 
dieſen Artikel anders verſtanden, als wir ihn heute noch ver ⸗ 
ſtehen. Ja im Jahre 1853 und noch im Jahre 1865 hatte 
das Obertribunal ſelbſt entſchieden, daß kein Abge⸗ 
ordneter wegen ſeiner in dem Abgeordnetenhauſe gehaltenen 
Reden von den Gerichten zur Unterſuchung gezogen werden 
dürfe. Dieſelbe Ueberzeugung hatte das höchſt oer ative 
Abgeordnetenhaus des Jahres 1857, dieſelbe hatte der jetzige 
Juſtizminiſter und mit ihm das ganze jebige Staats; 
miniſterium noch im Jahre 1863 in einem Schreiben an 
das Abgeordnetenhaus klar und deutlich ausgeſprochen. Aber 
der Juſtizminiſter Graf zur Lippe hat zwei Jahre 
ſpäter die entgegengejegte Meinung geltend machen laſſen, 
denn er hat im vorigen Jahre den Skaatsanwälten aufge⸗ 
tragen, gegen die beiden Abgeordneten Tweſten und 
Frentzel eine Anklage wegen ihrer im Abgeordneten 
hauſe gehaltenen Reden bei dem Berliner Stadtgericht 
zu erheben. Ja, im weiteren Verfolge dieſer Anklagen hat 
ſogar, wie wir ſchon erwähnt, der höchſte Gerichtshof des 
Landes ſeine frühere Meinung geändert und an ihrer 
Stelle diejenige Meinung angenommen, welche die Staats⸗ 
anwaltſchaft in Ausführung des miniſteriellen Auftrages aus⸗ 
geſprochen hat. 

Wir wollen hier nicht unterſuchen, in welchen Fällen 
und aus welchen Gründen verſtändige und redliche Männer 
ihre Meinungen ändern können und auch wohl nach ge⸗ 
wiſſenhafter Ueberlegung ändern müſſen. Wir wollen auch 
nicht erörtern, wie eine Behörde zu einer ſolchen Meinungs⸗ 
änderung dadurch kommen kann, daß ſie ganz oder theilweiſe 
aus andern Perſonen zuſammengeſetzt wird, als aus denen 
ſie früher beſtand. Wir ſtellen nur feſt, daß diejenige Mei⸗ 
nungsveränderung, von der wir jetzt ſprechen, bei verhältniß⸗ 
mäßig nur wenigen Perſonen im Lande ſtatt gefunden hat. 
Die ungeheure Mehrzahl der denkenden Männer im Volke 
iſt noch heute der Ueberzeugung, daß der Artikel 84 der 
Verfaſfung es den Wee des Landes gerade⸗ 
zu verbietet, einen Abgeordneten wegen ſeiner im 
Abgeordnetenhauſe gehaltenen Reden in irgend 
einer Form und aus irgend einem Grunde zur 
Rechenſchaft zu ziehen. 

Wir hatten dieſen Gegenſtand ſchon im vorigen Jahre 
in dieſen Blättern zwei Mal beſprochen, zuerſt in dem Artikel 
„Das freie Wort im Abgeordne kenhauſe“ vom 2. 


Juni, und daun in dem Artikel. „oie Bedrohung ber 
freien Rede im Abgeordnekenhauſe“ vom 16. Sep⸗ 
tember 1865. Als aber die letzte Entſcheidung des Ober⸗ 
tribunals im ganzen Lande die größte Aufregung und die 
tiefſte Beſorgniß hervorrief, da mußten wir nothwendig auf 
denſelben Gegenſtand wieder i Wir brachten 
daher in der erſten Auflage unſeres Blattes vom 3. Februar 
einen dritten Artikel mit der Ueberſchrift: „Ein Angriff 
auf die Unverletzlichkeit der Abgeordneten“. Wir 
legten in demſelben noch einmal die Rechtsüberzeugung dar, 
wie ſie im Volke lebendig iſt. Wir haben nichts sent 
als was unfere Pflicht war, und nichts, was, nach umferer 
Ueberzeugung, die Geſetze des Landes zu fagen verbieten. 
Gleichwohl hat die Polizei es für nothwendig gehalten, 
unſer gedrucktes Wort nicht vor die Augen unſerer Leſer kom⸗ 
men zu laſſen. Sie hat das Blatt mit Beſchlag belegt. 
Doch das, was wir in jenem Artikel geſchrieben haben, iſt 
ſehr viel ausführlicher und dabei viel beſſer, viel ſchärfer und 
viel eindringlicher von unſeren freiſinnigen Abgeordneten 
in den Tagen des 9. und 10. Februar geſagt worden. Ihre 
Worte ſind ſchon durch das ganze Land gedrungen und Nie⸗ 
mand, weder Freund noch Feind, kann und wird dieſen Wor⸗ 
ten ſein Ohr verſchließen. 

chon darum hätten wir nicht nöthig, die Gründe zu 
widerlegen, welche die angeblich „konſervativen“ Redner des 
Abgeordnetenhauſes Abbe das ſonnenklare Recht des Landes 
vor Hog, haben. Aber dieſe Gründe ſind auch an ſich ſelbſt 
1 ira „daß fie gar nicht im Stande find, auf einen ruhig 
enkenden Menſchen den en Eindruck zu machen. 
Nur einen einzigen Einwand wollten wir etwas näher beleuch⸗ 
ten. Es ift der Einwand, den die Miniſter felbft hervor⸗ 
gehoben haben, aber, wohl gemerkt, nicht um zu beweiſen, 
daß das Obertribunal recht entſchieden habe, ſondern nur, 
um den Abgeordneten Da NL daß fie nicht das Recht 
hätten, einen Beſchluß des Obertribunals ihrer 
Beurtheilung zu unterziehen und denſelben für 
„rechtsungültig“ zu erklären. 

Am 10. Februar hat nämlich das ganze Abgeordneten⸗ 
haus mit alleiniger Ausnahme der Feudalen und 
einiger Ultramontanen, mit der überwältigenden Majo⸗ 
rität von 263 gegen nur 35 Stimmen die in unſerer 
vorigen Nummer mitgetheilte Erklärung angenommen. 

Gegen dieſe Erklärung haben nun die Miniſter im Laufe 
der Debatte den Einwand erhoben, daß ſie gegen den Ab⸗ 
ſchnitt des Artikels 86 der Verfaſſung verſtoße, welcher alſo 
lautet: 

„die richterliche Gewalt wird im Namen des Königs 
durch unabhängige, keiner andern Autorität als 

der 128 Geſetzes unterworfene, Gerichte aus⸗ 
eübt.“ 

Auch wir haben dieſen Artikel im vorigen Jahre in un⸗ 
ſerem Blatte vom 15. Juli beſprochen. Wir haben damals 
darauf hingewieſen, daß in einem Lande nur dann Recht und 
Gerechtigkeit ohne Anſehen der Perſon geübt werden kann, 
wenn den Richtern niemand befehlen darf, wie fie in Straf 
und andern Prozeſſen urtheilen dürfen. Wir fügten an 
daß der Artikel 86 aber noch mehr fordere, als nur dies. Er 
fordere nämlich, daß die Richter auch in ihrer äußeren Stel⸗ 
lung niemals abhängig ſein ſollen von der nr oder Un⸗ 
gunft der Regierung und der zeitweilig im Lande herrſchenden 
Partei. Denn, fagten wir, wenn fie in dieſer Abhängigkeit 
ſich befinden, dann kann es leicht ſchwache Gemüther unter 
ihnen geben, welche den Mächtigen zu Gefallen das Recht 


beugen. Ein Richter aber, der ſcheu fo weit geſunken iſt, 
daß er jedes Mal fo urtheilt, wie die herrſchende Partei⸗ 
anſicht es von ihm verlangt, der braucht nur noch einen 
Schritt weiter zu thun, und er iſt eben ſo gut mit Geld zu 
beſtechen, wie 0 viele Richter in den Ländern, deren Be⸗ 
wohner noch auf einer niedrigen Kulturſtufe ſtehen. 

Indeß von dieſer Seite baten die Miniſter bei den Ver⸗ 
handlungen über den Obertribunals⸗Beſchluß die Sache 
nicht angeſehen. Sie ſagten nur, was an ſich auch ganz 
fich ift, daß die Unab at der Gerichtshöfe es mit 
ſich bringe, daß keine andere Behörde, daß ſelbſt der König 
nicht, und daß natürlich auch das Abgeordnetenhaus nicht das 
Mindeſte an einem richterlichen Beſchluſſ ändern oder den⸗ 
felben gar aufheben könne. Denn, ſagen ſie, die Gerichte 
ſind ja nach Art. 84 keiner andern Autorität als der 
des Geſetzes unterworfen. 

Ganz gewiß! Aber die Gerichte müſſen „der Autorität 
des Geſetzes“ ſich auch wirklich „unterwerfen.“ Den Ge⸗ 
richten ſchreibt das Geſetz eben jo gut wie jeder andern Be ⸗ 
hörde vor, in welchen Dingen fie zu entſcheiden haben, und 
in welchen nicht. Entſcheidet eine Behörde über Dinge, 
über welche zu entſcheiden ſie geſetzlich befugt iſt, dann bal 
kein Menſch und keine andre Behörde das Recht, ihr darein 
7 reden. Beſtimmt zum Beispiel in letzter Inſtanz der 

iniſter des Innern, daß die Wochenmärkte in Berlin oder 
in Köln oder in Königsberg am Dienſtag und am Freitag 
abgehalten werden ſollen, ſo kann das Abgeordnetenhaus dieſe 
Beſtimmung, auch wenn fie noch jo unzweckmäßig ſein ſollte, 
nicht für „rechtsungültig“ erklaren. 

Wollte der Miniſter dagegen über eine Schuldklage ent- 
ſcheiden, ſo wäre eine ſolche Entſcheidung an und für ſich 
„rechtsungültig“ und das Abgeordnetenhaus, dem die Kon- 
trole über die geſammte Staatsverwaltung zu 
ſteht, wäre wohl berechtigt, dieſe „Rechtsungültigkeit“ durch 
eine Erklärung zu beſtätigen. Ebenſo rechtsungültig wäre 
aber auch 1 der andern Seite ein Beſchluß des Ober⸗ 
Tribunals, der die Wochenmärkte feſtſtellen wollte, weil das 
Ober⸗Tribunal eben nicht die Befugniß hat, Marktpolizei zu 
üben. Eben jo wenig hat (um von dem Kleinſten ſofort auf 
das Größte zu kommen) das Ober⸗Tribunal oder irgend ein 
Gerichtshof in der Welt, das Recht, den König wegen ſeiner 
Handlungen zur Verantwortung zu ziehen, denn Artikel 43 
der Verfaſſung lautet: „die Perſon des Königs iſt un⸗ 
verletzlich.“ Thäte, was freilich gar nicht denkbar 
ift, das Ober⸗Tribunal es dennoch, nun, jo würden die Mi- 
niſter ſelbſt keinen Anſtand nehmen, dieſen Beſchluß für 
„rechtsungültig“ zu erklären, eben weil der Gerichtshof die 
ihm durch das Geſetz gezogenen Grenzen nicht innegehalten 
hätte. Ja, die Miniſter würden ſich mit einer ſolchen „Er⸗ 
klärung“ nicht begnügen; ſie würden vielmehr der Staats⸗ 
anwalkſchaft fofort den Auftrag ertheilen, die Richter, welche 
einen ſolchen Beſchluß gefaft hätten, entweder wegen Un⸗ 
fähigkeit zu ihrem Amte zur Disziplinarunterſuchung, 
oder wegen einer vorſätzlich verübten Ungerechtigkeit, 
wenn nicht gar wegen verſuchten Hochverrathes, zur Kri⸗ 
minalunterſuchung zu ziehen. , 

Und der Artitel 84 der Verfaſſung ift mit demſelben Eide 
beſchworen, wie der Artikel 43. 


Briefkaſten. 
Herrn Redakteur F. in U. Wir danken für die Nach⸗ 
richt. Wenn wir Ihnen Beſcheid geben ſollen, müſſen Sie 
uns den Artikel genauer angeben. 
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